
Beschluss des Gerichts für den öffentlichen Dienst (Erste
Kammer) vom 10. Oktober 2007 — Pouzol/Rechnungshof

(Rechtssache F-17/07) (1)

(Öffentlicher Dienst — Beamte — Ruhegehälter — Übertra-
gung von vor dem Dienstantritt bei den Gemeinschaften

erworbenen Ruhegehaltsansprüchen — Unzulässigkeit)

(2007/C 283/77)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Kläger: Michel Pouzol (Combaillaux, Frankreich) (Prozessbevoll-
mächtigte: Rechtsanwälte D. Grisay, I. Andoulsi, und
D. Piccininno)

Beklagter: Rechnungshof der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: T. Kennedy, J.-M. Stenier und G. Cortens)

Gegenstand der Rechtssache

Aufhebung der Entscheidung des Rechnungshofs vom
23. November 2006, mit der die Beschwerde des Klägers gegen
die Entscheidung der Kommission vom 18. Mai 2006 als unzu-
lässig zurückgewiesen wurde — Anerkennung des Rechts des
Klägers auf Anrechnung zusätzlicher ruhegehaltsfähiger Dienst-
jahre — Antrag auf Schadensersatz

Tenor des Beschlusses

1. Die Klage wird als offensichtlich unzulässig abgewiesen.

2. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten.

(1) ABl. C 117 vom 26.5.2007, S. 35.

Klage, eingereicht am 26. Juni 2007 — Patsarika/CEDEFOB

(Rechtssache F-63/07)

(2007/C 283/78)

Verfahrenssprache: Griechisch

Parteien

Klägerin: Maria Patsarika (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte
N. Korogiannakis und N. Keramidas)

Beklagter: Europäisches Zentrum für die Förderung der Berufsbil-
dung (CEDEFOB)

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— die Entscheidung des CEDEFOB vom 20. September 2006
(Az. Directorate/AMB/2006/380) über die Beendigung des
befristeten Vertrags der Klägerin mit dem CEDEFOB mit
Ablauf der Probezeit für nichtig zu erklären;

— die Entscheidung des Beschwerdausschusses des CEDEFOB
vom 16. März 2007 für nichtig zu erklären, mit der die
Beschwerde der Klägerin mit dem Ziel der Nichtigerklärung
der oben genannten Entscheidung, die die Begründung der
Einstellungsbehörde für die Kündigung des Vertrags enthält
(und die nicht selbständig angefochten wird) zurückgewiesen
worden ist;

— das CEDEFOB zur Zahlung einer Entschädigung in Geld in
einer Höhe zu verurteilen, die gleich dem Gesamtbetrag der
dem Zeitraum vom 1. Oktober 2006 bis zum 30. Septem-
ber 2007 entsprechenden Bezüge, Vergütungen und Versor-
gungsansprüche der Klägerin ist, abzüglich des Betrags der
gewährten Entlassungsabfindung;

— das CEDEFOB zur Zahlung einer Entschädigung in Höhe
von 20 000 Euro an die Klägerin wegen des von dieser erlit-
tenen immateriellen Schadens zu verurteilen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Mit Entscheidung vom 20. September 2006 entließ das
CEDEFOB die Klägerin mit Ablauf von deren Probezeit. Die Klä-
gerin macht in erster Linie geltend, dass gegen die Rechtspre-
chung zur Probezeit verstoßen und die Probezeit auch nicht
unter normalen Bedingungen zurückgelegt worden sei. Darüber
hinaus sei die Entscheidung über ihre Entlassung unter Miss-
brauch der Befugnisse und Überschreitung der Grenzen des
Ermessens erlassen worden und auf einen offensichtlichen Beur-
teilungsfehler gestützt. Mit der Beurteilung, die vor dem Ablauf
der Probezeit der Klägerin erstellt worden sei, sei ihre Entlassung
vorgeschlagen worden, und zwar trotz ihrer zufriedenstellenden
beruflichen Leistung und dienstlichen Führung, wegen „Zweifeln
in Bezug auf ihre sittliche Eignung“. Diese Zweifel seien auf Tat-
sachen gestützt worden, die nicht mit der streitigen Beschäfti-
gungszeit der Klägerin zusammenhingen, und auf ihre Aussage
als Zeugin in einer anderen beim Gericht für den öffentlichen
Dienst anhängigen Rechtssache. Der Inhalt der Aussage der Klä-
gerin in der anhängigen Rechtssache sei nachweislich wahr.
Außerdem sei für die Vorwürfe in Bezug auf die angeblich unge-
nügende berufliche Leistung (die sich nur in den Bewertungen
des stellvertretenden Direktors des Zentrums fänden) kein Beleg
beigebracht worden. Auch seien die Anhörungs- und Verteidi-
gungsrechte der Klägerin sowie der Grundsatz der Objektivität
und der Verhältnismäßigkeit verletzt worden. Die Dokumente,
auf die die Beschuldigungen gegen sie gestützt würden, seien ihr
niemals zugänglich gemacht worden, und sie sei auch zur Ver-
handlung über ihre Beschwerde (vor dem Beschwerdeausschuss
des Zentrums) nicht geladen worden.
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